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Bezahlt wird nicht –
aber Anweisungen werden erteilt

Die existenzielle Ambivalenz des österreichischen Gesundheitswesens
beim Ultraschallscreening in der Schwangerschaft

Ch. Brezinka

 W as tun mit einer medizinischen
Leistung, die die Bevölkerung will
und die in vergleichbaren Ländern
Standard ist? Man könnte sie ein-
fach in den Leistungskatalog der

Krankenkassen aufnehmen und jeder Vertrags-
arzt des betreffenden Fachgebietes könnte sie
erbringen. Oder die Krankenkassen könnten
Sonderverträge mit einigen besonders qualifi-
zierten niedergelassenen Fachärzten und pri-
vaten Krankenanstalten abschließen, die dann
an den Versicherten der Krankenkassen diese ge-
wünschte Leistung erbringen.

Problematisch wird es, wenn man einerseits
die Leistung für die eigenen Leute (die eigenen
Versicherten, die eigenen Landeskinder, die ei-
genen Bürger) unbedingt haben, andererseits
dafür nicht bezahlen will. Dann muss man je-
manden finden, der die Leistung erbringt und
sich so sehr einschüchtern lässt, dass er sie
auch kostenlos erbringt.

Das ist der Stand der Dinge im Frühling 2010
in Sachen Screening auf fetale Fehlbildungen
in der Schwangerschaft. Seit etwas mehr als ei-
nem halben Jahrzehnt hat das Fehlbildungs-
screening 2 Säulen: das „Erst-Trimester-Scree-
ning“, bestehend aus qualifiziertem Ultraschall
und einer Laboruntersuchung. Auf Basis dieser
beiden Untersuchungen wird das individuelle
Risiko der Schwangeren, ein Kind mit Chromo-
somenanomalie zu bekommen, errechnet. Die
zweite Säule ist der „20-Wochen-Fehlbildungs-
ultraschall“. Beide Untersuchungen sind auf-
wendig, zeitintensiv und verlangen ein hohes
Niveau an Kenntnis des Untersuchers und ein
entsprechend gutes und gut eingestelltes Ge-
rät. Es sind nicht nur aufwendige – es sind für
den Untersucher auch sehr riskante Untersu-
chungen: Bei jedem Kind, das „trotz“ einer als

unauffällig befundeten Screeninguntersuchung
mit einer Fehlbildung oder gar einer chromo-
somalen Abweichung geboren wird, gibt es
eine Klage wegen „wrongful life“. Manche An-
wälte machen sich gar nicht mehr die Mühe,
ihre Klagsbegehren auszuformulieren, sondern
legen nur die 3 legendären „Wrongful-life“-Ur-
teile des OGH aus der Rechtsdatenbank bei: das
Wiener, das Salzburger und das Klagenfurter
Urteil.

Pränataldiagnostik ist also wichtig und wird
vom Großteil der 75.000 Schwangeren, die es
jedes Jahr in Österreich gibt, als wichtig emp-
funden. Geld gibt es keines, auf jeden Fall nicht
im niedergelassenen Bereich. Gynäkologen, die
die Qualifikation für Erst-Trimester- und 20-
Wochen-Schall erwerben und diese Untersu-
chungen anbieten, müssen schauen, wie sie im
Wege des Privathonorars zu ihrem Geld kom-
men, denn außer den 2–3 basalen 25-Euro-
Mutter-Kind-Pass-Ultraschällen ist in der Schwan-
gerenvorsorge keine qualitativ bessere Unter-
suchung vorgesehen.

Dabei verfügt der § 132c des ASVG unter
dem Titel „Sonstige Maßnahmen zur Erhal-
tung der Volksgesundheit“ sogar dezidiert, dass
der Hauptverband der Sozialversicherungsträ-
ger für die Durchführung der Maßnahmen der
Pränataldiagnostik verantwortlich ist. In der
verwinkelten Architektur des ASVG verweist
das Gesetz auch noch darauf, dass für die
Durchführung der Untersuchungen „Einrich-
tungen der Vertragsärzte . ..  Vertragsgruppen-
praxen sowie eigene Einrichtungen“ der Kran-
kenkassen in Betracht kommen (§ 132b Abs 2).
Nur weil etwas im Gesetz steht, heißt das natür-
lich noch lange nicht, dass es auch zur Anwen-
dung kommt. Der Hauptverband ignoriert den
§ 132c und verweist gerne darauf, dass er eigent-
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lich nur für die im § 131 ASVG geregelte
Krankenbehandlung zuständig ist und die
Pränataldiagnostik irgendwie zur Humangene-
tik gehöre und diese wiederum keine Kranken-
behandlung sei.

Das heißt dann in Österreich nur eines: ab in
die Spitäler mit den Versicherten! Obwohl die
Gesamtzahl der Schwangeren Jahr für Jahr
weniger wird, nimmt die Zahl der Schwange-
ren in den Spitalsambulanzen ständig zu.
Nachdem die Leistung im niedergelassenen
Bereich kaum angeboten wird und von den Kas-
sen ohnehin nicht bezahlt würde, gibt es in vielen
Regionen ohnehin nur die Spitalsambulanzen.

Gelockt hatten die Spitäler immer mit dem
Gratis-Ultraschall. Als Assistenten im ersten
Ausbildungsjahr etwas Babyfernsehen mit Femur-
längenmessung machen konnten, war das
leicht zu bewältigen. Mit der Etablierung von
Regeln für Erst-Trimester- und 20-Wochen-
Schälle wird nun plötzlich Facharztstandard
mit Zusatzqualifikation verlangt. Um nun nicht
ihr gesamtes fachärztliches Personal in die
Ultraschallambulanzen abkommandieren zu
müssen, zogen einige große Spitäler die Not-
bremse: Es wurden für Erst-Trimester- und 20-
Wochen-Schall finanzielle Barrieren im 100-€-
Bereich errichtet. Und plötzlich wird der Haupt-
verband der Sozialversicherungsträger, der bei
der Implementierung des § 132c ASVG so taub
war, ganz hellhörig und ortet bei den Spitälern
eine „unzulässige Verrechnung von Privat-
honoraren“ zu Lasten seiner Versicherten. Und
auch hierfür findet sich ein Paragraph im
ASVG, nämlich der § 148 Abs. 3 „Alle Leistun-
gen der Krankenanstalten, inbesondere im …
spitalsambulanten Bereich einschließlich der
aus dem medizinischen Fortschritt resultie-
renden Leistungen, sind mit dem LKF- und
KaKUG-Zahlungen abgegolten.“

Demnach wären die Tarife, die an vielen
Spitalsambulanzen für Erst-Trimester- und 20-
Wochen-Schall erhoben werden, ungesetzlich
– weil sowieso alles, was ein Krankenhaus jetzt
machen kann und irgendwann machen wird,
a priori für die Versicherten der ASVG-Kassen
kostenlos zum Konsum geboten werden muss.
Aber wir wären nicht in Österreich, würde sich
nicht eine „verhatschte“ Zwischenlösung etab-
lieren. Der Hauptverband verschickt Briefe, bei
wem die Krankenanstalten für das pränatal-
diagnostische Screening etwas verlangen dür-
fen und bei wem nicht, schafft also einen
§ 148 Abs. 3 ASVG-light. Sogar die seit > 10
Jahren obsolete 35-Jahres-Grenze, die seiner-
zeit für Amniozentesen herangezogen wurde,
wird nun aus dem medizinhistorischen Muse-

um geholt, abgestaubt und als Kriterium ein-
gesetzt.

Nicht etwa, dass man vor der eigenen Türe
kehrt und die pränataldiagnostischen Struktu-
ren im Rahmen des eigenen Wirkungsberei-
ches etabliert – nein, man redet nun auch noch
den Krankenanstalten bei ihrem finanziellen
Mikromanagement hinein.

Es zeigt sich mit deprimierender Vorher-
sagbarkeit eine Konstante im österreichischen
Gesundheitswesen: Innovativ, kreativ und ein-
fallsreich ist man nur, wenn es darum geht,
Leistungen, die man selbst erbringen müsste,
irgendjemand anderem unterzuschieben. Beson-
ders geschickt wird auch die forensische Keule
gehandhabt – die Spitäler sollen nicht deshalb
Personal, Räume und teure Geräte für das Ul-
traschall-Screening in der Schwangerschaft be-
reitstellen, weil dies eine Aufgabe ist, die auch
irgendjemand bezahlen muss. Nein, sie müs-
sen das alles machen, in Ausbildung, Geräte,
Dokumentation investieren, um den enormen
Klagssummen zu entgehen, die unweigerlich
zugesprochen werden, wenn nur eine Nacken-
falte zu dünn und ein intrakardialer Fokus zu
wenig echogen befundet wurde.

In Dänemark, etwas kleiner und flacher als
Österreich, sonst aber in vielen Dingen ver-
gleichbar, hat man nach landesweiter Diskussion
und einer parlamentarischen Enquete im Jahr
2004 das Erst-Trimester- und 20-Wochen-
Screening eingeführt. In Deutschland ist es in
den Mutterschaftsrichtlinien, in Großbritanni-
en hat der NHS ein „Fetal anomaly screening
programme“ für die ganze Insel eingeführt.

In Österreich plagt man sich mit der existen-
ziellen Ambivalenz, etwas gleichzeitig haben
und nicht haben zu wollen, es auf jeden Fall
nicht bezahlen zu wollen und darüber zu grol-
len, dass es überhaupt einen Bedarf dafür gibt.

Es wird höchste Zeit, dass das Thema
„Welches pränatale Screening wollen wir?“
vom Niveau der Heckenschützen im Kassen-
gestrüpp wegkommt, es wird höchste Zeit,
dass die Entscheidungsträger in der Gesund-
heitspolitik bei Erwähnung des Themas nicht
mehr rasch abtauchen, sondern zu ihrer Ver-
antwortung stehen.

Korrespondenzadresse:
A.o. Univ.-Prof. Dr. Christoph Brezinka
Univ.-Klinik für Frauenheilkunde Innsbruck
A-6020 Innsbruck, Anichstraße 35
E-Mail: christoph.brezinka@i-med.ac.at
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